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SITZUNGSVORLAGE Nr./l1 9-V-05-0006

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Betreff: Dezernat(e) V

Einrichtung einer "Stabsstelle Mobilitatskonzepte" bei Dezernat V

Anlage/n siehe Seite 3

[ ] Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich o
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich -
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich erforderlich e
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich (¥
- der HGO nicht erforderlich erforderlich -
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich -
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich f‘
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich .
Beratungsfolge DL-NTr.
(wird von Amt 16 ausgefilllt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich "
Kommission nicht erforderlich & erforderlich -
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich &
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich "
Magistrat Tagesordnung A Tagesordnung B ¢
Eingangsstempel Biro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder ]
iha;dst(\:/:lrjgrsdnetenversammlung nicht erforderlich - erforderlich g
Eingangsstempel Amt 16 offentlich fe nicht 6ffentlich

X wird im Internet/PIWI veroffentlicht

Bestétigung Dezernent

Andreas Kowol
Stadtrat

Vermerk Kdmmerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden,

[ ] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[] = siehe gesonderte Stellungnahme

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [X rot L] grin Prognose Zuschussbedarf: HMS Dezember
2018
Zwischenstand
abs.: -3.293.051,95 €
in %: -9,6
Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [ ] Instandhaltung
Budget verfligte Ausgaben (Ist): abs.:
in %:
I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage
Es handelt sich um X] Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung
. x Finanzierung
Gesamt- darin zusatzl. . .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci)stgn Bedairlf1 ::pIIUpI (ngarg;' K?Onggll:tr)\g K?Eg?\:g;‘ g Bezeichnung
in€
X | 2019 | Personalkosten 173.719 224.327 1100209 630098 Dezernatsbiro V
x |2019 er]beitSp'atZk"St 38.800 38.800 1100209 | 630098 Dezernatsbiiro V
Summe einmalige Kosten: 212.519
X ]?f.OZO Personalkosten 347.435 1100209 630098 Dezernatshiiro V
X f2f920 :r’]beits"'atz"w 38.800 1100209 | 630098 Dezernatsbiiro V
Summe Folgekosten: 386.235

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Durch eine Reihe an politischen Beschlissen sowie externen Entwicklungen ist das Dezernat
fur Umwelt, Griinflichen und Verkehr mit einem Aufgabenzuwachs konfrontiert, der bei der
Aufstellung des Doppelhaushalts 2018/19 nicht absehbar war und der mit dem derzeitigen
Personal nicht zu bewaltigen ist. Neue Aufgaben sind entstanden inbesondere durch den
Luftreinhalteplan des Landes Hessen fur den Ballungsraum Rhein-Main, Teilplan Wiesbaden,
mit dem im Februar 2019 ein Dieselfahrverbot fur die Landeshauptstadt Wiesbaden bis auf
weiteres abgewendet werden konnte; durch den Beschluss der Stadtverordnetenversammiung
vom 8. November 2018, ein Mobilitatsleitbild fir Wiesbaden zu erstellen; durch den dringenden
Wunsch aus Ortsbeiraten und Bevolkerung, Stadtteilverkehrsplane/Masterplane fur einzelne
Stadtteile zu entwickeln sowie durch zahlreiche, politisch gewtinschte neue Bau- bzw.
Nachverdichtungsgebiete, die ohne fundierte Verkehrskonzepte zu erheblichen
Mehrbelastungen fir die direkten Anwohner, aber auch fur die Gesamtstadt fuhren wirden. Das
Dezernat V beabsichtigt deshalb, eine "Stabsstelle Mobilitatskonzepte" einzurichten, um diese
zusatzlichen Aufgabenstellungen abarbeiten zu kénnen.

Anlagen:
/
C Beschlussvorschlag:

1. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Erstellung eines umfassenden Mobilitéatsleitbildes,
(StvV-Beschluss Nr. 0484 vom 08.11.2018), die Umsetzung der MalRhahmen aus dem

Luftreinhalteplan des Landes Hessen fir den Ballungsraum Rhein-Main, Teilplan Wiesbaden, in

Kraft seit 11.02.2019 (vgl. auch StVV-Beschlus Nr. 0379 vom 06.09.2018 Sofortpaket fur den

Luftreinhalteplan zur Abwendung eines Dieselfahrverbots fur die Landeshauptstadt Wiesbaden),

die zunehmenden Forderungen aus verschiedenen Ortsbeiraten und Bevélkerung nach
Stadtteilverkehrsplanen/stadtteilbezogenen Masterplanen sowie die gewlinschte
verkehrsfachliche Unterstitzung fur andere Dezernate bei der Planung neuer Bau- und
Nachverdichtungsgebiete mit dem vorhandenen Personal nicht umsetzbar ist.

2. Zum Stellenplan 2020/2021 wird beim Dezernatsburo V eine Stabsstelle Mobilitatskonzepte
geschaffen. Hierfur wird eine Vollzeitplanstelle mit dem Stellenwert A13 h. D./E13 TV4D als

Stabsstellenleitung geschaffen. Zusatzlich werden zwei Vollzeitplanstellen mit einem Stellenwert
A12 HBesG/E11 TVOD geschaffen. Eine dieser beiden Stellen wird auf 18 Monate befristet. Eine
weitere Vollzeitplanstelle mit einem Stellenwert A 9 g. D./E9a TVOD wird geschaffen. Die
jeweiligen Stellenwerte sind vorbehaltlich der vorherigen Stellenbewertung durch Dezernat I/11.
Vorab der Beschlussfassung und der Genehmigung des Stellenplanes 2020/2021 kdnnen diese
Stellen Uberplanmé&fig ab 01.07.2019 besetzt werden.

Fur das Jahr 2019 fallen durch die Schaffung einer Stabsstelle Mobilitdtskonzepte Personal- und
Arbeitsplatzkosten in Héhe von 212.519 € an. Fir die Jahre 2020 ff fallen Sach- und
Personalkosten in Hohe von 386.235 € an. Zu den Kosten 2020 ff miissen entsprechende Tarif-
und Besoldungserhdéhungen hinzuaddiert werden. Die erforderlichen Mittel 2019 werden dem
Dezernat V zugesetzt. Die Kosten 2020 ff werden durch das Dezernat V zum HH 2020/2021
angemeldet.

Im Rahmen der neuen Regelung zur Steuerung der Personalkosten ab 2018 ff. ist das
Personalkontingent (Basiswert) des Stammpersonals von Dezernat V ab 01.07.2019 um 4 VZA
zu erhéhen. GemaR Ziffer 2 erhélt eine der zu schaffenden Stellen mit dem Stellenwert A12
HBesG/E11 TVOD den Vermerk ,kw 31.12.2020“,
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D Begriindung:

In den zurlickliegenden Monaten haben die politischen Gremien der Landeshauptstadt Wiesbaden
in verschiedenen Beschliissen zusatzliche Arbeitsauftrage an das Dezernat fur Umwelt, Griin-
flachen und Verkehr erteilt, die das bisher tbliche Mafl3 und damit auch die vorhandenen
Personalressourcen deutlich Ubersteigen:

e Ein erheblicher Teil dieser Dynamik ist dem drohenden Dieselfahrverbot geschuldet, dass
durch den umfangreichen Luftreinhalteplan des Landes Hessen vorerst abgewendet werden
konnte - der allerdings eine Vielzahl an Mal3hahmen zur Umsetzung durch die Stadt
Wiesbaden festgeschrieben hat. Hierzu zahlen beispielsweise das
Parkraummanagementkonzept/Kompensation wegfallender Parkplatze, die Einrichtung
neuer Park & Ride-Platze (teils in Abstimmung mit Nachbarkommunen), Ausbau und
Verzahnung der E-Mobilitat, Ausbau Car- und Bikesharing, stadtisches
Mobilititsmanagement sowie Logistikkonzepte. Wahrend die operative Ausfiihrung in erster
Linie bei den Fachamtern, bei der ESWE Verkehrsgesellschaft oder bei externen
Dienstleistern erfolgt, geht mit diesen Mal3nhahmen ein erheblicher Steuerungs- und
Koordinierungsaufwand einher. Hierzu gehdren amteribergreifende Abstimmungsprozesse,
Koordination mit dem Land Hessen und seinen Institutionen genauso wie die kontinuierliche
Ruckkopplung mit Stadt- und Stadtteilpolitik.

e Weiterhin hat die Stadtverordnetenversammlung die Erstellung eines umfassenden
Mobilitétsleitbilds beschlossen (StVV-Beschluss-Nr. 0486 vom 08.11.2018). Das Dezernat
fur Umwelt, Grinflachen und Verkehr ist hier gefordert in der Koordination und
Zusammenfihrung der Ergebnisse aus Fachgutachten, Foren mit IHK u.a. sowie in einer
Ubersichtlichen, zweckdienlichen Aufbereitung fiir Gremien und Blrgerschatft.

¢ Um dem politischen Ziel von 1.200 neuen Wohneinheiten pro Jahr gerecht zu werden,
werden derzeit zahlreiche neue Bau- und Nachverdichtungsgebiete geplant. Schlissige
Verkehrskonzepte, die die zusatzliche Autoverkehrsbelastung fur die Anwohner minimieren,
sind dabei fiir die Akzeptanz vor Ort unverzichtbar. Dezernat V und seine Amter sind hier
vermehrt als Dienstleister flr andere Dezernate gefragt, ohne dass das Personal
entsprechend angepasst worden ware. Neben den beiden GroRRprojekten Schelmengraben
und Ostfeld sind zahlreiche weitere in Planung, insbesondere in Dotzheim und Kastel. Das
Stadtentwicklungskonzept Wiesbaden 2030+ (StVV-Beschluss-Nr. 143 vom 03.05.2018)
nennt weitere grof3flachige Impulsrdume, die geprift und ggf. in Form von teilrdumlichen
Entwicklungskonzepten konkretisiert werden sollen. Nur mit frihzeitiger und ausreichender
verkehrsfachlicher Begleitung seitens der Stadt Wiesbaden kann im Dialog mit Investoren
gesichert werden, dass sich trotz des Bevolkerungszuwachses die Verkehrssituation nicht
wesentlich verschlechtert.

e Immer mehr Ortsbeiréte beauftragen Dezernat V, auch fir Bestandsquartiere
Stadtteilverkehrsplane oder Masterpléane zu erarbeiten; alleine seit Jahresbeginn 2019 sind
Auftrage fur Biebrich, Schierstein und den Bereich Brunhildenstrafl3e eingegangen.

Die damit verbundenen zusatzlichen Aufgaben kdnnen durch das zustéandige Dezernat mit dem
derzeitigen Personal nicht abgearbeitet werden. Sofern hier nicht gegengesteuert wird, missen
somit wichtige Projekte der Landeshauptstadt entgegen der Beschlusslage verschoben oder ganz
gestrichen werden. Dies wirde zu einer Verscharfung der Verkehrsproblematik, zur Stagnation bei
wichtigen Stadtentwicklungsvorhaben (z.B. Ostfeld, Schelmengraben, plus weitere aus
Stadtentwicklungskonzept) und zu steigendem Verdruss bei den Wiesbadener Ortsbeiraten fiihren.

Beziglich des Luftreinhalteplans haben die Klager Deutsche Umwelthilfe und Verkehrsclub
Deutschland bereits in der Gerichtsverhandlung am 13.02.2019 angektindigt, ihre Klage wieder
aufzunehmen, sollten im Laufe des Jahres 2019 keine relevanten Fortschritte bei der weiteren
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Umsetzung des Plans erkennbar sein. Das vorerst abgewendete Dieselfahrverbot kdnnte dann
wieder aktuell werden.

Die anstehenden Aufgaben kdnnen nicht aufgeschoben werden, bis - voraussichtlich Mitte des
Jahres 2020 - der nachste Doppelhaushalt genehmigt ist. Das Mobilitatsleitbild bspw. muss bis zu
diesem Zeitpunkt schon vollstéandig erarbeitet sein, die Mal3ihahmen aus dem Luftreinhalteplan
grofltenteils umgesetzt sein.

Fur diese konzeptionellen, Gbergeordneten und amteribergreifenden Aufgaben beabsichtigt das
Dezernat fur Umwelt, Grunflachen und Verkehr eine Stabsstelle Mobilitéatskonzepte mit vier Stellen
zu einzurichten. Die Entwicklung, Abstimmung und Umsetzung von Stadtteilverkehrsplénen, die
Entwicklung, Abstimmung und Umsetzung von Verkehrskonzepten fir neue Bau- und
Nachverdichtungsgebiete, der Aufbau und die Betreuung eines stadtischen Mobilititsmanagements
sowie die Koordination der stadtweiten Aktivitaten zur E-Mobilitat sind Daueraufgaben. Die
Aufgaben Erstellung des Mobilitatsleitbildes sowie Steuerung der Umsetzung des Luftreinhalteplans
sind dagegen mit einem absehbaren zeitlichen Ende versehen. Demzufolge werden drei der vier
Stellen als unbefristet, eine als befristet ausgeschrieben.

Folgende Aufgabenstellungen sind von der Stabsstelle zu bearbeiten:

e Steuerung der Umsetzung der mobilitdtsbezogenen MafRnahmen aus dem Luftreinhalteplan
des Landes Hessen fur den Ballungsraum Rhein-Main, Teilplan Wiesbaden; u.a.
Parkraummanagementkonzept/Kompensation wegfallender Parkplatze, Einrichtung neuer
Park & Ride-Platze (teils in Abstimmung mit Nachbarkommunen), Ausbau und Verzahnung
E-Mobilitat, Ausbau Car- und Bikesharing, Mobilitdtsmanagement, Logistikkonzepte

e Steuerung der Entwicklung eines Mobilitats-Leitbildes fiir die Landeshauptstadt Wiesbaden
gemalf Beschluss vom 08.11.2018; hier insb. Koordination und Zusammenfihrung der
Ergebnisse aus Fachgutachten, Foren mit IHK u.a. sowie Aufbereitung fur Gremien und
Burgerschaft

e Steuerung der Erstellung von Stadtteilverkehrsplanen, beginnend mit dem Stadtteil Biebrich

e Entwicklung, Abstimmung und Steuerung von Mobilitatskonzepten fiir neue bzw.
nachverdichtete Baugebebiete; hier u.a. Gesprachsfuhrung mit Investoren, Dienstleistern,
Fachverwaltung und Ortsbeiraten; mit dem Ziel, Mobilitdtsbedarfe vertraglich zu gestalten
und so die Akzeptanz von NeubaumalRnahmen in der Bevolkerung zu erhéhen

¢ Kommunikation mit Fachverwaltung und Ubergeordneten Stellen (z.B. Ministerien, Rhein-
Main-Verkehrsverbund)

e Vertretung des Dezernats in lokalen und regionalen politischen Gremien

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrof3en, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

/

Il. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu berticksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich &ndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengrindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

/

lll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zuganglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Gebauden und des 6ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugéange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

/
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IV. Erganzende Erlduterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

/

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepruft wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Der gestiegene Arbeitsaufwand durch die MaRnahmen aus dem Luftreinhalteplan, durch das
Mobilitatsleitbild und insbesondere durch die Forderungen aus den Ortsbeiréten, die sich mit jedem
neuen Bau- oder Entwicklungsgebiet verstarken werden, ist mit dem vorhandenen Personal nicht zu
bewdltigen. Bereits heute ist diese Uberlastung schriftlich dokumentiert worden (vgl.
Sitzungsvorlage 18-F-08-0057). Die Alternative, dass Dezernat V aus der verkehrsfachlichen
Begleitung neuer Baugebiete zuriickzieht sowie Winsche von Ortsbeiraten und Magistratskollegen
nach Vor-Ort-Terminen ablehnen muss, erscheint nicht zielfihrend.

Wiesbaden, 02. Mai 2019

Andreas Kowol
Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

